Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. August 1960 

7 — 80400 — 3552/60 TH 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (Drittes 
Änderungsgesetz zum AVAVG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 221. Sitzung am 1. Juli 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Oruck: Bonner Univei sitäls-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, 'I'el. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drittes Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3, April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 705) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 121 Abs. 1 wird der Punkt nach Satz 1 durch 
einen Strichpunkt ersetzt und als neuer Halb- 
satz angefügt: 

„als neun Zehntel des Arbeitsentgeltes darf kein 
Betrag zugrunde gelegt werden, der die in § 90 
Abs. 9 angegebenen Höchstbeträge übersteigt." 

2. § 143 g wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Schlecbtwettergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen gewährt. Es beträgt je Aus- 
falltag in den Leistungsgruppen I bis IV 
fünfundvierzig vom Hundert des Bemessungs- 
entgeltes und erhöht sich in den Leistungs- 
gruppen II bis IV je Ausfalltag um einen Be- 
trag, der in der Leistungsgruppe II einem 
Sechstel, in der Leistungsgruppe III einem 
Drittel, in der Leistungsgruppe IV der Hälfte 
des Familienzuschlages nach § 90 Abs. 10 
entspricht. Wird in der Kalenderwoche regel- 
mäßig betriebsüblich innerhalb der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit nur an fünf Tagen 
gearbeitet, so beträgt die Erhöhung je Aus- 
falltag in der Leistungsgruppe II ein Fünftel, 
in der Leistungsgruppe III zwei Fünftel und 
in der Leistungsgruppe IV drei Fünftel." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bemessungsentgelt ist das im letzten 
abgerechneten Lohnabrechnungszeitraum vor 


Eintritt des jeweiligen Arbeitsausfalles in 
der Arbeitsstunde durchschnittlich erzielte 
Arbeitsentgelt, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die regelmäßig betriebsüblich 
am Ausfalltage innerhalb der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit geleistet worden 
wäre. Von diesem Bemessungsentgelt ist das 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit am Ausfalltage erzielte oder für 
den Ausfalltag zu beanspruchende Einkom- 
men abzusetzen. § 90 Abs. 9 gilt entspre- 
chend. " 

3. In § 143 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „einen 
Monat nach dem Ende des Lohnabrechnungszeit- 
raumes" durch die Worte „zwei Monate nach 
dem Ende der Schlechtwetterzeit" und der Punkt 
nach dem Wort „einzureichen" durch einen 
Strichpunkt ersetzt. Als Halbsatz wird angefügt: 

„die Bundesanstalt kann anordnen, daß die An- 
träge bei dem Arbeitsamt einzureichen sind, in 
dessen Bezirk die für die Baustelle zuständige 
Lohnstelle des Betriebes ihren Sitz hat." 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 


Artikel III 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. November 1960 in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
die Verordnung über den Erwerb der Anwartschaft 
auf Arbeitslosenunterstützung durch Beschäftigung 
im Auslande vom 5. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. 
I S. 244), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
15. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 816), aufgehoben. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Gemäß Artikel VI des Zweiten Änderungsgesetzes 
vom 7. Dezember 1959 (BGBL I S. 705) hat die Bun- 
desregierung den gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes zum 30. September 1962 über die Aus- 
wirkungen der Maßnahmen zur Förderung der ganz- 
jährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft zu be- 
richten und gegebenenfalls Vorschläge für die Än- 
derung und Ergänzung dieses Gesetzes zu machen. 
Nach den Beobachtungen und Erfahrungen des ver- 
gangenen Winters haben die mit dem Zweiten Än- 
derungsgesetz ergriffenen Maßnahmen einen außer- 
ordentlichen Wirtschafts- und sozialpolitischen Erfolg 
gehabt, und auch die kontinuierliche Bautätigkeit 
hat merkbare Fortschritte erzielt. Wenn die Bundes- 
regierung trotzdem schon jetzt einige Änderungen 
der diesbezüglichen Vorschriften verschlägt, so 
trägt sie damit Wünschen der beteiligten Sozial- 
partner Rechnung, schon vor 1962 einige Änderun- 
gen herbeizuführen. Sie schlägt allerdings zunächst 
nur solche Änderungen vor, deren Auswirkungen 
klar erkennbar und für eine weitere erfolgreiche 
kontinuierliche Bautätigkeit unaufschiebbar sind. 
Die Erfahrungen nur eines Winters sind nach Auf- 
fassung der Bundesregierung zu kurz und daher 
nicht ausreichend, um darüber hinausgehende Ände- 
rungen zu rechtfertigen. Als unumgänglich hat sich 
eine Änderung der Bestimmungen über die Höhe 
des Schlechtwettergeldes, über die Äntragsfrist und 
über das für den Antrag auf Schlechtwettergeld 
zuständige Arbeitsamt erwiesen. 

Entgegen den Erwartungen ist das Schlechtwetter- 
geld vor allem in den Leistungsklassen III und IV 
— also bei Arbeitnehmern mit mindestens zwei und 
mehr Familienangehörigen — nicht nur in Äus- 
nahmefällen geringer als das vergleichbare Arbeits- 
losengeld. Die bisherige Antragsfrist ist zu kurz. 
Die Zuständigkeit des Arbeitsamtes, in dessen Be- 
zirk die Arbeitsstelle liegt, nötigte die Betriebe, die 
mehrere Baustellen, aber nur ein Lohnbüro unter- 
halten, zu umfangreichen Verwaltungsarbeiten und 
ist auch für die Durchführung nach Auffassung der 
Bundesanstalt hinderlich. 

* 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die 
Ausführung des Gesetzes keine Kosten. 


IL Zu den Einzelvorschriften 
Zu Artikel I Nr. 1 

Bei der Änderung der Vorschriften über die Gewäh- 
rung von Kurzarbeitergeld (Umstellung von festen 
DM-Beträgen auf Vomhundertsätze) durch das 


Zweite Änderungsgesetz wurde die Begrenzung nach 
den Höchstbeträgen (§ 90 Abs. 9) nicht berücksich- 
tigt. Diese Höchstbeträge müssen auch für das 
Kurzarbeitergeld — wie schon nach der vorange- 
gangenen Regelung — maßgebend sein. Aus Grün- 
den der Rechtsklarheit muß daher § 121 Abs. 1 
entsprechend gefaßt werden. 

Zu Artikel I Nr, 2 

Das System der Leistungsgruppen wird grundsätz- 
lich beibehalten, jedoch wird in den Leistungsgrup- 
pen II bis IV zu dem Grundbetrag von 45 v. H. des 
Bemessungsentgelts je Ausfalltag zusätzlich ein 
Betrag gewährt, der dem anteiligen Familienzuschlag, 
entspricht. Dadurch wird grundsätzlich gewährlei- 
stet, daß das Schlechtwettergeld nicht geringer ist 
als das im Falle der Arbeitslosigkeit zu gewährende 
Arbeitslosengeld. 

An der bisherigen Bemessungsmethode wird grund- 
sätzlich festgehalten. Die Vorschrift, daß Arbeits- 
stunden, für die Mehrarbeitszuschläge zu zahlen 
wären, nicht zu berücksichtigen sind, wird gestrichen, 
weil der in diesem Satz ausgedrückte Gedanke be- 
reits in § 143 g Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz mit 
enthalten ist. 

Außerdem entfällt die bisher erforderliche Gegen- 
überstellung von Schiechtwettergeld zuzüglich tat- 
sächlich erzieltem Arbeitsentgelt mit dem Arbeits- 
entgelt, das im Lohnabrechnungszeitraum ohne 
Arbeitsausfall erzielt worden wäre, weil dies nur 
geringe praktische Bedeutung hatte, aber großen 
Verwaltungsaufwand verursachte. Arbeitsentgelte, 
die durch Vor- oder Nacharbeit erzielt werden, min- 
dern das Schlechtwettergeld also künftig nicht mehr. 

Zu Artikel I Nr. 3 

Die Antragsfrist wird auf zwei Monate nach dem 
Ende der Schlechtwetterzeit festgesetzt, damit die 
Betriebe genügend Zeit zur Abrechnung haben. 

Die Bundesanstalt kann künftig anordnen, daß der 
Antrag bei dem Arbeitsamt gestellt wird, in dessen 
Bezirk die für die Baustelle zuständige Lohnstelle 
des Betriebes ihren Sitz hat. Sie erhält damit die 
Möglichkeit, das Abrechnungsverfahren nach den 
praktischen Bedürfnissen der Betriebe und der Ver- 
waltung zu gestalten. 

Zu Artikel III 

Die Aufhebung der Verordnung über den Erwerb 
der Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützung 
durch Beschäftigung im Auslande vom 5. Dezember 
1929 (RGBl. 1 S. 244) ist im Interesse der Rechts- 
bereinigung geboten. Der Verordnung kommt keine 
Bedeutung mehr zu. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In der Einleitung sind nach dem Wort „hat" die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" einzu- 
fügen. 

Begründung 

Durch das im Entwurf vorliegende Gesetz soll 
das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (BGBl. I S. 321), zuletzt geändert 
durch das Zweite Anderungsgesetz zum AVAVG 
vom 7, Dezember 1959 (BGBl. I S. 705), förmlich 
geändert werden, das selbst ein Zustimmungs- 
gesetz war. Die formelle Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes bedarf wiederum der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

2. Artikel I 

Nach Nr. 1 ist folgende Nr. 1 a einzufügen: 

,1a. In § 143e Abs. 1 Nr. 2 und § 143f Abs. 1 
Nr. 2 wird jeweils das Wort „vollen" durch 
das Wort „halben" ersetzt.' 

Begründung 

Es erscheint unbillig hart und unzweckmäßig, ein 
Schlechtwettergeld nicht zu gewähren für Tage, 
an denen nur stundenweise gearbeitet werden 
kann. Die geltende Regelung kann dazu führen, 
daß die Summe von Schlechtwettergeld und er- 
zieltem Arbeitsentgelt im Lohnabrechnungszeit- 
raum unter der Höhe des Arbeitslosengeldes 
liegt. Dadurch wird ein Anreiz geschaffen, die 
Arbeitsaufnahme an Tagen mit drohender schlech- 
ter Witterung von vornherein abzulehnen. So- 
weit die Bauarbeiter trotz der im Verlauf des 
Tages einsetzenden schlechten Witterung ihre 
Arbeit fortsetzen, besteht die Gefahr eines An- 
stiegs der Krankheitsfälle, wodurch die Arbeits- 
losenversicherung auf Kosten der Krankenver- 
sicherung entlastet werden würde. 

3. Artikel I 

Nach Nr. 3 ist folgende Nr. 4 einzufügen: 

,4. § 143 m wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird vor den Worten „Entlas- 
sungen auf Baustellen" das Wort „bevor- 
stehende" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen.' 

Begründung zu a) 

Um dem für den auswärtigen Beschäfti- 
gungsort zuständigen Arbeitsamt rechtzei- 


tig Gelegenheit zur anderweitigen Ver- 
mittlung der im überbezirklichen Aus- 
gleich eingesetzten und bei einer Baustelle 
frei werdenden Arbeitnehmer zu geben, 
erscheint es zweckmäßig, bevorstehende 
Entlassungen anzuzeigen. 

Begründung zu b) 

Nach § 143 m Abs. 2 AVAVG sind Arbeit- 
nehmer der Bauwirtschaft, die außerhalb 
des Bezirks des für ihren Arbeitsplatz 
zuständigen Arbeitsamts wohnen und nicht 
täglich an ihren Wohnort zurückkehren, 
verpflichtet, sich im Falle der Beendigung 
ihres Arbeitsverhältnisses bei dem für den 
Arbeitsplatz zuständigen Arbeitsamt per- 
sönlich zu melden. Bei Nichtbefolgung 
dieser Verpflichtung ist die Arbeitslosen- 
unterstützung für 24 Tage zu versagen. 
Diese Meldepflicht bewirkt für sog. Fern- 
pendler des Baugewerbes, das sind Arbeit- 
nehmer, die ihren Wohnsitz überwiegend 
im Zonenrandgebiet haben und im Landes- 
innern arbeiten, eine unangebracht enge 
Bindung an den auswärtigen Beschäfti- 
gungsort. Sie kommt einer Beschränkung 
der persönlichen Freizügigkeit nahe und 
erweckt — da sie nur für Arbeitnehmer 
der Bauwirtschaft gilt — innerhalb des 
Personenkreises der Versicherten den 
Eindruck einer ungleichmäßigen Behand- 
lung. Darüber hinaus ist sie geeignet, 
einer unerwünschten weiteren Abwande- 
rung von Arbeitskräften aus förderungs- 
bedürftigen Gebieten Vorschub zu leisten, 
wodurch die unter Einsatz erheblicher 
Mittel des Bundes und der Länder seit 
Jahren unternommenen Bemühungen um 
eine Konsolidierung der wirtschaftlichen 
Verhältrrisse in den Zonenrandräumen 
empfindlich gestört werden. Das Arbeits- 
amt des Beschäftigungsortes hat, da ihm 
auf Grund des § 143 m Abs, 1 Entlassun- 
gen auf Baustellen in der Schlechtwetter- 
zeit vom Arbeitgeber unverzüglich anzu- 
zeigen sind, ohnehin die Möglichkeit, den 
arbeitslos werdenden oder gewordenen 
Bauarbeiter rechtzeitig in einen anderen 
Bauarbeitsplatz zu vermitteln. Eine Beein- 
trächtigung der kontinuierlichen Bautätig- 
keit durch eine Abstandnahme von der 
persönlichen Meldepflicht des Bauarbeiters 
ist somit nicht zu befürchten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes ist nur 
dann zustimmungsbedürftig, wenn das Änderungs- 
gesetz entweder selbst zustimmungsbedürftige Vor- 
schriften enthält oder die Änderung sich gerade auf 
solche Vorschriften des zu ändernden Gesetzes be- 
zieht, die seinerzeit die Zustimmungsbedürftigkeit 
dieses Gesetzes begründet haben oder wenigstens 
mit zustimmungsbedürftigen Vorschriften dieses Ge- 
setzes in einem untrennbaren Zusammenhang ste- 
hen. Dies ist bei den Vorschriften des vorliegenden 
Entwurfs nicht der Fall. Die Bundesregierung hält 
daher das Gesetz nicht für zustimmungsbedürftig. 

Zu 2. und 3. 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen Be- 
schäftigung in der Bauwirtschaft stellen in ihrer Ge- 
samtheit einen großangelegten Versuch dar, die 
ganzjährige kontinuierliche Bautätigkeit zu fördern 


und damit die winterliche Arbeitslosigkeit in der 
Bauwirtschaft zu beseitigen. Im Zweiten Änderungs- 
gesetz zum äVAVG hat der Gesetzgeber gerade 
wegen des Versuchscharakters der mit diesem Ge- 
setz neu eingeführten Förderungsmaßnahmen ange- 
ordnet, daß die Bundesregierung den gesetzgeben- 
den Körperschaften des Bundes bis zum 30. Septem- 
ber 1962 einen umfassenden Erfahrungsbericht zu er- 
statten hat. Mit diesem Erfahrungsbericht sind ge- 
gebenenfalls auch Gesetzesänderungs- oder Ergän- 
zungsvorschläge zu machen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es ver- 
fehlt und bedenklich wäre, bereits nach dem ersten 
relativ kurzen und milden Winter so weitgehende 
Änderungen vorzunehmen. Sie ist vielmehr davon 
überzeugt, daß er^t eine weitere Erprobung, auch 
unter anderen Witterungsverhältnissen, abgewartet 
werden muß, bevor Änderungen so grundsätzlicher 
und weitgehender Natur ins Auge gefaßt werden 
können. 
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